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B-VG Art133 Abs4

FPG 867 Abs1

FPG 867 Abs2

FPG §70 Abs3

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 867 heute

2. FPG § 67 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 67 giiltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. FPG § 67 giiltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

6. FPG § 67 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011

7. FPG § 67 glltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009

8. FPG § 67 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. FPG 867 heute

2. FPG § 67 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG 8§ 67 giltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

5. FPG § 67 giiltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
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FPG & 70 heute
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G307 2265868-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter tber die Beschwerde
des XXXX , geb. XXXX , StA.: Rumadnien, vertreten durch RA Mag. Andrea SCHMIDT in 3100 St. Pélten, gegen den
Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, vom 14.12.2022, Zahl XXXX , zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter tber die Beschwerde des
réomisch 40, geb. rémisch 40, StA.: Rumanien, vertreten durch RA Mag. Andrea SCHMIDT in 3100 St. Pélten, gegen den

Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl, vom 14.12.2022, Zahl rémisch 40, zu Recht erkannt:
A)  DerBeschwerdewirdstattgegebenundder angefochtene Bescheid behoben.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG

nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:, Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Urteil des LG XXXX, Zahl XXXX , vom XXXX .2022, wurde gegen den Beschwerdefuhrer (im Folgenden: BF) wegen
des Vergehens des Diebstahls durch Einbruch gemalR 88 127, 129 Abs. 1 Z 4 StGB eine bedingt nachgesehene,
6monatige Freiheitsstrafe verhangt. 1. Mit Urteil des LG rémisch 40, Zahl rémisch 40, vom rémisch 40 .2022, wurde
gegen den Beschwerdeflihrer (im Folgenden: BF) wegen des Vergehens des Diebstahls durch Einbruch gemafR
Paragraphen 127, 129, Absatz eins, Ziffer 4, StGB eine bedingt nachgesehene, 6monatige Freiheitsstrafe verhangt.

2. Mit Schreiben des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) vom 28.09.2022, wurde der BF
darlber in Kenntnis gesetzt, es sei gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung eines Aufenthaltsverbotes eingeleitet worden
und die Verhangung eines solchen angedacht. Zudem wurde der BF zur Abgabe einer diesbeziglichen Stellungnahme

binnen zwei Wochen ab Erhalt dieses Schreibens aufgefordert.
3. Mit per Post am 11.10.2022 beim BFA eingebrachtem Schreiben gab der BF dazu eine Stellungnahme ab.

4. Mit dem oben im Spruch genannten Bescheid des BFA, dem BF persénlich zugestellt am 21.12.2022, wurde gegen
diesen gemaR § 67 Abs. 1 und 2 FPG ein auf drei Jahre befristetes Aufenthaltsverbot erlassen (Spruchpunkt I.) und ihm
gemal § 70 Abs. 3 FPG ein Durchsetzungsaufschub von einem Monat erteilt (Spruchpunkt I1.)4. Mit dem oben im
Spruch genannten Bescheid des BFA, dem BF personlich zugestellt am 21.12.2022, wurde gegen diesen gemal
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Paragraph 67, Absatz eins und 2 FPG ein auf drei Jahre befristetes Aufenthaltsverbot erlassen (Spruchpunkt rémisch
eins.) und ihm gemaR Paragraph 70, Absatz 3, FPG ein Durchsetzungsaufschub von einem Monat erteilt (Spruchpunkt

romisch zwei.).

5. Mit per E-Mail am 18.01.2023 beim BFA eingebrachtem Schriftsatz erhob der BF durch die im Spruch genannte
Rechtsvertreterin (im Folgenden: RV) Beschwerde gegen den im Spruch genannten Bescheid an das
Bundesverwaltungsgericht (im Folgenden: BVwG).5. Mit per E-Mail am 18.01.2023 beim BFA eingebrachtem Schriftsatz
erhob der BF durch die im Spruch genannte Rechtsvertreterin (im Folgenden: Regierungsvorlage Beschwerde gegen
den im Spruch genannten Bescheid an das Bundesverwaltungsgericht (im Folgenden: BVwG).

Darin wurde die Anberaumung einer mindlichen Verhandlung und Behebung des angefochtenen Bescheids, in eventu
die Zurlckverweisung der Rechtssache zur neuerlichen Entscheidung an die belangte Behérde beantragt.

6. Die gegenstandliche Beschwerde und der zugehdrige Verwaltungsakt wurden dem BVwG vom BFA am 19.01.2022
vorgelegt, und langten dort am 20.01.2022 ein.

7. Am 27.01.2023 Ubermittelte das BFA dem BVwG nochmals den Bescheid und die dagegen gerichtete Beschwerde,
am 13.02.2023 langte beim erkennenden Gericht eine Kopie der Anmeldebescheinigung des BF, datiert mit 02.02.2023,

ein.

1

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der BF fuhrt die im Spruch angegebene Identitdt (Namen und Geburtsdatum), ist rumanischer Staatsangehoriger,
ledig, gesund und arbeitsfahig. Die Muttersprache des BF ist Rumanisch.

Der BF hat in seinem Herkunftsstaat die Schule besucht und den Beruf des Kochs erlernt.

Seit 17.08.2021 halt sich der BF durchgehend gemeldet im Bundesgebiet auf und ist seit 30.08.2021 bei XXXX, in XXXX
vollzeitbeschaftigt, woflur er monatlich durchschnittlich netto € 1.500,- ins Verdienen bringt. Zuvor war der BF von
13.08.2021 bis 16.08.2021 sowie am 24.08.2021 in Osterreich beschéftigt. Zudem kann er auf Ersparnisse in der Héhe
von € 7.000,00 zurtickgreifen und ist keinen Aullenstdanden ausgesetzt. Er verflUgt seit 02.02.2023 Uber eine
Anmeldebescheinigung.Seit 17.08.2021 halt sich der BF durchgehend gemeldet im Bundesgebiet auf und ist seit
30.08.2021 bei rémisch 40, in rémisch 40 vollzeitbeschaftigt, woflr er monatlich durchschnittlich netto € 1.500,- ins
Verdienen bringt. Zuvor war der BF von 13.08.2021 bis 16.08.2021 sowie am 24.08.2021 in Osterreich beschéftigt.
Zudem kann er auf Ersparnisse in der Hoéhe von € 7.000,00 zurlckgreifen und ist keinen AuRenstdnden ausgesetzt. Er
verfligt seit 02.02.2023 Uber eine Anmeldebescheinigung.

Der BF lebt mit seiner Lebensgefahrtin (LG), XXXX , geb. XXXX , StA.: Rumadnien, seit 17.08.2021 im gemeinsamen
Haushalt, aktuell in einer Mietwohnung in XXXX . Die LG des BF ist seit 12.12.2022 im Besitz einer
Anmeldebescheinigung und seit 30.08.2021 (ebenso) bei der XXXX , in XXXX , erwerbstatig. Der BF lebt mit seiner
Lebensgefahrtin (LG), romisch 40, geb. rémisch 40, StA.: Rumanien, seit 17.08.2021 im gemeinsamen Haushalt, aktuell
in einer Mietwohnung in rémisch 40 . Die LG des BF ist seit 12.12.2022 im Besitz einer Anmeldebescheinigung und seit
30.08.2021 (ebenso) bei der rémisch 40, in romisch 40, erwerbstatig.

Darliber hinaus weist der BF keine familidren Bezugspunkte in Osterreich auf und halten sich Angehérige des BF in
Rumaénien auf, zu denen er Kontakt halt.

Mit Urteil des LG XXXX, Zahl XXXX ', vom XXXX .2022, in Rechtskraft erwachsen am XXXX .2022, wurde der BF wegen des
Vergehens des Diebstahls durch Einbruch gemaR 8§ 127, 129 Abs. 1 Z 4 StGB zu einer bedingt nachgesehenen
6monatigen Freiheitsstrafe verurteilt.Mit Urteil des LG rémisch 40, Zahl rémisch 40, vom rémisch 40.2022, in
Rechtskraft erwachsen am rémisch 40.2022, wurde der BF wegen des Vergehens des Diebstahls durch Einbruch
gemal Paragraphen 127, 129, Absatz eins, Ziffer 4, StGB zu einer bedingt nachgesehenen émonatigen Freiheitsstrafe

verurteilt.

Darin wurde er fur schuldig befunden, er habe am XXXX .2022 in XXXX D. fremde bewegliche Sachen, ndmlich Bargeld
im Wert von € 15,00 mit dem Vorsatz weggenommen, sich durch deren Zueignung unrechtmaRig zu bereichern, wobei



er zur Ausfuhrung der Tat in einen umfriedeten Raum, namlich den Garten des Opfers, einstieg, indem er einen 1,20
Meter an Hohe Ubersteigenden Maschendrahtzaun Uberkletterte, durch die offen stehende Eingangstir in das
Einfamilienhaus gelangte und die dort in der Kiche befindlichen € 15,00 an sich nahm. Darin wurde er flr schuldig
befunden, er habe am rémisch 40.2022 in rémisch 40 D. fremde bewegliche Sachen, namlich Bargeld im Wert von €
15,00 mit dem Vorsatz weggenommen, sich durch deren Zueignung unrechtmdaBig zu bereichern, wobei er zur
Ausfiihrung der Tat in einen umfriedeten Raum, namlich den Garten des Opfers, einstieg, indem er einen 1,20 Meter
an Hohe Ubersteigenden Maschendrahtzaun Uberkletterte, durch die offen stehende Eingangstir in das
Einfamilienhaus gelangte und die dort in der Kiiche befindlichen € 15,00 an sich nahm.

Als mildernd wurde der bisherige ordentliche Lebenswandel, als erschwerend kein Umstand gewertet.
Es wird festgestellt, dass der BF die besagte Straftat begangen und das beschriebene Verhalten gesetzt hat.
2. Beweiswurdigung:

2.1. Der oben unter Punkt I. angeflhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.2.1. Der oben unter Punkt romisch eins. angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes des BFA und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der
vorliegenden Akten durchgefihrten Ermittlungsverfahrens und werden in freier Beweiswurdigung der
gegenstandlichen Entscheidung als mal3geblicher Sachverhalt zugrunde gelegt:

Durch Ubermittlung einer dahingehenden Kopie an das BVwWG am 13.02.2023 konnte die erfolgte Ausstellung einer
Anmeldebescheinigung zu Tage gefordert werden und lassen sich dem Inhalt des auf den Namen des BF lautenden
Sozialversicherungsdatenauszuges die bisher ausgelbte Erwerbstatigkeit/en entnehmen. Die Beschaftigung der LG ist
ebenso aus deren Sozialversicherungsdatenauszug ersichtlich und hat die LG die Ausstellung einer
Anmeldebescheinigung durch die Vorlage einer Ablichtung derselben nachzuweisen vermocht (siehe AS 149).

Die gemeinsame Haushaltsfihrung der beiden konnte ergibt sich aus dem Datenbestand des Zentralen
Melderegisters.

Die strafgerichtliche Verurteilung des BF samt den naheren Ausfihrungen zur Tat sowie die Feststellung, dass der BF
die besagte Straftat begangen und das beschriebene Verhalten gesetzt hat, beruhen auf einer Einsichtnahme in das
Strafregister der Republik Osterreich sowie einer Ablichtung des oben zitierten Strafurteils (siehe AS 33). Besagter
Entscheidung lassen sich die Hohe der Ersparnisse, der Schulbesuch und die Kochlehre in Rumdnien sowie das
Nichtbestehen von Schulden entnehmen.

Ferner brachte der BF eine Ablichtung des Mietvertrages hinsichtlich der Wohnung an der oben genannten Adresse in
Vorlage (siehe 93ff).

Die sonstigen oben getroffenen Feststellungen folgen den Feststellungen im angefochtenen Bescheid, denen in der
gegenstandlichen Beschwerde nicht substantiiert entgegengetreten wurde.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchteil A):
3.1. Zur Stattgabe der Beschwerde:

3.1.1. GemalR 8 2 Abs. 4 Z 1 FPG gilt als Fremder, jede Person die die Osterreichische Staatsburgerschaft nicht besitzt
und gemall Abs. 4 Z 8 leg cit als EWR-Burger, jener Fremder, der Staatsangehériger einer Vertragspartei des
Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist. 3.1.1. GemaR Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer
eins, FPG gilt als Fremder, jede Person die die dsterreichische Staatsbirgerschaft nicht besitzt und gemaR Absatz 4,
Ziffer 8, leg cit als EWR-Burger, jener Fremder, der Staatsangehdriger einer Vertragspartei des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist.

Der BF als Staatsangehodriger Rumaniens ist sohin EWR-Burger iSd.8 2 Abs. 4 Z 8 FPG. Der BF als Staatsangehoriger
Rumaniens ist sohin EWR-Burger iSd. Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer 8, FPG.
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3.1.2. Der mit ,Ausweisung" betitelte § 66 FPG lautet:3.1.2. Der mit ,Ausweisung" betitelte Paragraph 66, FPG lautet:

.8 66. (1) EWR-Burger, Schweizer Burger und begulnstigte Drittstaatsangehorige kdnnen ausgewiesen werden, wenn
ihnen aus den Griinden des § 55 Abs. 3 NAG das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es
sei denn, sie sind zur Arbeitssuche eingereist und kdnnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und
begrindete Aussicht haben, eingestellt zu werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (88 53a, 54a NAG)
erworben haben; im letzteren Fall ist eine Ausweisung nur zuldssig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr
far die offentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt.,8 66. (1) EWR-Blrger, Schweizer Blrger und beglnstigte
Drittstaatsangehorige konnen ausgewiesen werden, wenn ihnen aus den Grinden des Paragraph 55, Absatz 3, NAG
das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es sei denn, sie sind zur Arbeitssuche
eingereist und kdnnen nachweisen, dass sie weiterhin Arbeit suchen und begriindete Aussicht haben, eingestellt zu
werden; oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (Paragraphen 53 a, 54 a, NAG) erworben haben; im letzteren Fall
ist eine Ausweisung nur zuldssig, wenn ihr Aufenthalt eine schwerwiegende Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit darstellt.

(2) Soll ein EWR-Burger, Schweizer Blrger oder begunstigter Drittstaatsangehdriger ausgewiesen werden, hat das
Bundesamt insbesondere die Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine
familidare und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und das Ausmald seiner
Bindung zum Herkunftsstaat zu berucksichtigen.

(3) Die Erlassung einer Ausweisung gegen EWR-Burger, Schweizer Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehorige, die
ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, ist dann zuldssig, wenn aufgrund des personlichen
Verhaltens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die 6ffentliche Sicherheit der Republik Osterreich
durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maRgeblich gefahrdet wirde. Dasselbe gilt fur Minderjahrige,
es sei denn, die Ausweisung ware zum Wohl des Kindes notwendig, wie es im Ubereinkommen der Vereinten Nationen
vom 20. November 1989 Uber die Rechte des Kindes vorgesehen ist.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"Anmerkung, Absatz 4, aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 87 aus 2012,)"

Der mit ,Aufenthaltsverbot” betitelte 8 67 FPG lautet:Der mit ,Aufenthaltsverbot” betitelte Paragraph 67, FPG lautet:

.8 67. (1) Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen unionsrechtlich aufenthaltsberechtigte EWR-Burger, Schweizer
Burger oder beglnstigte Drittstaatsangehorige ist zuldssig, wenn auf Grund ihres personlichen Verhaltens die
offentliche Ordnung oder Sicherheit gefahrdet ist. Das personliche Verhalten muss eine tatsachliche, gegenwartige und
erhebliche Gefahr darstellen, die ein Grundinteresse der Gesellschaft berthrt. Strafrechtliche Verurteilungen allein
kdénnen nicht ohne weiteres diese Malinahmen begrinden. Vom Einzelfall losgeléste oder auf Generalpravention
verweisende Begrindungen sind nicht zulassig. Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen EWR-Blirger, Schweizer
Burger oder begunstigte Drittstaatsangehorige, die ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bundesgebiet hatten, ist dann
zuldssig, wenn aufgrund des personlichen Verhaltens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die
offentliche Sicherheit der Republik Osterreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und maRgeblich
gefahrdet wirde. Dasselbe gilt fir Minderjahrige, es sei denn, das Aufenthaltsverbot ware zum Wohl des Kindes
notwendig, wie es im Ubereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 iber die Rechte des Kindes
vorgesehen ist.

(2) Ein Aufenthaltsverbot kann, vorbehaltlich des Abs. 3, fiir die Dauer von hdchstens zehn Jahren erlassen werden2)
Ein Aufenthaltsverbot kann, vorbehaltlich des Absatz 3,, flr die Dauer von hdchstens zehn Jahren erlassen werden.

(3) Ein Aufenthaltsverbot kann unbefristet erlassen werden, wenn insbesondere

1. der EWR-Burger, Schweizer Blrger oder beglnstigte Drittstaatsangehoérige von einem Gericht zu einer
unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als finf Jahren rechtskraftig verurteilt worden ist;

2. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der EWR-BUrger, Schweizer Biirger oder
beglnstigte Drittstaatsangehdrige einer kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer terroristischen Vereinigung
(8 278b StGB) angehort oder angehdrt hat, terroristische Straftaten begeht oder begangen hat § 278c StGB),
Terrorismus finanziert oder finanziert hat (8 278d StGB) oder eine Person flr terroristische Zwecke ausbildet oder sich
ausbilden lasst (§ 278e StGB);2. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der EWR-BUrger,
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Schweizer Burger oder begunstigte Drittstaatsangehdrige einer kriminellen Organisation (Paragraph 278 a, StGB) oder
einer terroristischen Vereinigung (Paragraph 278 b, StGB) angehdrt oder angehdrt hat, terroristische Straftaten begeht
oder begangen hat (Paragraph 278 c, StGB), Terrorismus finanziert oder finanziert hat (Paragraph 278 d, StGB) oder
eine Person fur terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lasst (Paragraph 278 e, StGB);

3. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der EWR-BUrger, Schweizer Blrger oder
beglinstigte Drittstaatsangehorige durch sein Verhalten, insbesondere durch die o6ffentliche Beteiligung an
Gewalttatigkeiten, durch den o&ffentlichen Aufruf zur Gewalt oder durch hetzerische Aufforderungen oder
Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefahrdet oder

4.  der EWR-Burger, Schweizer Blrger oder beglinstigte Drittstaatsangehdrige 6ffentlich, in einer Versammlung oder
durch Verbreiten von Schriften ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die
Menschlichkeit oder terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder daftr wirbt.

(4) Bei der Festsetzung der Giiltigkeitsdauer des Aufenthaltsverbotes ist auf die flr seine Erlassung malgeblichen
Umstande Bedacht zu nehmen. Die Frist des Aufenthaltsverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"Anmerkung, Absatz 5, aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 87 aus 2012,)"

Der mit ,Schutz des Privat- und Familienlebens” betitelte§ 9 BFA-VG lautet:Der mit ,Schutz des Privat- und

Familienlebens” betitelte Paragraph 9, BFA-VG lautet:

,8 9. (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemaR§ 52 FPG, eine Anordnung zur AuBerlandesbringung gemaRl §
61 FPG, eine Ausweisung gemaR § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemalR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.,§ 9. (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG,
eine Anordnung zur AuBerlandesbringung gemaR Paragraph 61, FPG, eine Ausweisung gemal Paragraph 66, FPG oder
ein Aufenthaltsverbot gemaR Paragraph 67, FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die
Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten Ziele
dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu
bertcksichtigen:(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK sind insbesondere
zu bertcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden
rechtswidrig war,

2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3.  die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoRe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8.  die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zulassigkeit der Rickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemal Abs. 1 auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemall § 52 FPGist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR voriibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemald § 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
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Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (8 45 oder §§ 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005) verfiigen,
unzuldssig wére.(3) Uber die Zul3ssigkeit der Riickkehrentscheidung gemé&R Paragraph 52, FPG ist jedenfalls
begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal} Absatz eins, auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung gemal Paragraph 52, FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3
vorubergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rickkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsbirger oder Personen, die
Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraph 45, oder
Paragraphen 51, ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,)

verfligen, unzulassig ware.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 4 Z 5,BGBI. | Nr. 56/2018)Anmerkung, Absatz 4, aufgehoben durch Artikel 4, Ziffer
5,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 56 aus 2018,)

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maligeblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rickkehrentscheidung gemald 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes bereits funf
Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemall Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt
allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft
beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Rickkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemalR8 53 Abs. 3 FPG vorliegen. 8 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt.(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des
malgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemal} Paragraph 52, Absatz 4, FPG nur mehr erlassen werden, wenn die
Voraussetzungen gemadald Paragraph 53, Absatz 3, FPG vorliegen. Paragraph 73, Strafgesetzbuch (StGB),
Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974, gilt.”

Der mit ,Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Biirgern fur mehr als drei Monate” betitelte§ 51 NAG lautet:Der
mit ,Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Blrgern fur mehr als drei Monate” betitelte Paragraph 51, NAG

lautet:

.8 51. (1) Auf Grund der Freizlgigkeitsrichtlinie sind EWR-Bulrger zum Aufenthalt fiir mehr als drei Monate berechtigt,

wenn sie
1. in Osterreich Arbeitnehmer oder Selbstandige sind;
2. far sich und ihre Familienangehdrigen Uber ausreichende Existenzmittel und einen umfassenden

Krankenversicherungsschutz verfugen, so dass sie wahrend ihres Aufenthalts weder Sozialhilfeleistungen noch die

Ausgleichszulage in Anspruch nehmen mussen, oder

3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschliel3lich einer Berufsausbildung bei einer ¢ffentlichen
Schule oder einer rechtlich anerkannten Privatschule oder Bildungseinrichtung absolvieren und die Voraussetzungen

der Z 2 erfillen.3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschlieR3lich einer Berufsausbildung bei einer
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offentlichen Schule oder einer rechtlich anerkannten Privatschule oder Bildungseinrichtung absolvieren und die
Voraussetzungen der Ziffer 2, erfullen.

(2) Die Erwerbstatigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder Selbstandiger gemald Abs. 1 Z 1 bleibt dem EWR-Burger, der
diese Erwerbstatigkeit nicht mehr ausubt, erhalten, wenn er(2) Die Erwerbstatigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder
Selbstandiger gemald Absatz eins, Ziffer eins, bleibt dem EWR-Burger, der diese Erwerbstatigkeit nicht mehr ausubt,
erhalten, wenn er

1. wegen einer Krankheit oder eines Unfalls voribergehend arbeitsunfahig ist;

2. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemal bestatigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach mehr als einjahriger
Beschaftigung der zustandigen regionalen Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Verfugung stellt;

3. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemal3 bestatigter unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach Ablauf seines auf
weniger als ein Jahr befristeten Arbeitsvertrages oder bei im Laufe der ersten zwdIf Monate eintretender unfreiwilliger
Arbeitslosigkeit der zustandigen regionalen Geschaftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Verfigung stellt, wobei in
diesem Fall die Erwerbstatigeneigenschaft wahrend mindestens sechs Monaten erhalten bleibt, oder

4. eine Berufsausbildung beginnt, wobei die Aufrechterhaltung der Erwerbstatigeneigenschaft voraussetzt, dass
zwischen dieser Ausbildung und der friheren beruflichen Tatigkeit ein Zusammenhang besteht, es sei denn, der
Betroffene hat zuvor seinen Arbeitsplatz unfreiwillig verloren.

(3) Der EWR-BUrger hat diese Umstande, wie auch den Wegfall der in Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten Voraussetzungen der
Behorde unverziglich, bekannt zu geben. Der Bundesminister fUr Inneres ist ermdachtigt, die ndheren Bestimmungen
zur Bestatigung gemaR Abs. 2 Z 2 und 3 mit Verordnung festzulegen.”(3) Der EWR-BUrger hat diese Umstande, wie auch
den Wegfall der in Absatz eins, Ziffer eins bis 3 genannten Voraussetzungen der Behérde unverziglich, bekannt zu
geben. Der Bundesminister flr Inneres ist ermdachtigt, die ndheren Bestimmungen zur Bestatigung gemafll Absatz 2,
Ziffer 2 und 3 mit Verordnung festzulegen.”

Der mit ,Bescheinigung des Daueraufenthalts von EWR-Blrgern” betitelte§ 53a NAG lautet wie folgt:Der mit
»Bescheinigung des Daueraufenthalts von EWR-BUrgern” betitelte Paragraph 53 a, NAG lautet wie folgt:

§ 53a. (1) EWR-BUrger, denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt (88 51 und 52), erwerben unabhangig
vom weiteren Vorliegen der Voraussetzungen gemall 88 51 oder 52 nach funf Jahren rechtmalBigem und
ununterbrochenem Aufenthalt im Bundesgebiet das Recht auf Daueraufenthalt. Ihnen ist auf Antrag nach Uberpriifung
der Aufenthaltsdauer unverziiglich eine Bescheinigung ihres Daueraufenthaltes auszustellen.Paragraph 53 a, (1) EWR-
Burger, denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt (Paragraphen 51 und 52), erwerben unabhangig vom
weiteren Vorliegen der Voraussetzungen gemdR Paragraphen 51, oder 52 nach funf Jahren rechtmafligem und
ununterbrochenem Aufenthalt im Bundesgebiet das Recht auf Daueraufenthalt. Ihnen ist auf Antrag nach Uberpriifung
der Aufenthaltsdauer unverziglich eine Bescheinigung ihres Daueraufenthaltes auszustellen.

(2) Die Kontinuitat des Aufenthalts im Bundesgebiet wird nicht unterbrochen von
1. Abwesenheiten von bis zu insgesamt sechs Monaten im Jahr;
2. Abwesenheiten zur Erfullung militérischer Pflichten oder

3. durch eine einmalige Abwesenheit von héchstens zwolf aufeinander folgenden Monaten aus wichtigen Griinden
wie Schwangerschaft und Entbindung, schwerer Krankheit, eines Studiums, einer Berufsausbildung oder einer
beruflichen Entsendung.

(3) Abweichend von Abs. 1 erwerben EWR-Birger gemald § 51 Abs. 1 Z 1 vor Ablauf der Finfjahresfrist das Recht auf
Daueraufenthalt, wenn sie(3) Abweichend von Absatz eins, erwerben EWR-Biirger gemald Paragraph 51, Absatz eins,
Ziffer eins, vor Ablauf der Funfjahresfrist das Recht auf Daueraufenthalt, wenn sie

1. zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben das Regelpensionsalter erreicht haben, oder
Arbeitnehmer sind, die ihre Erwerbstatigkeit im Rahmen einer Vorruhestandsregelung beenden, sofern sie diese
Erwerbstatigkeit im Bundesgebiet mindestens wahrend der letzten zwélf Monate ausgelibt und sich seit mindestens
drei Jahren ununterbrochen im Bundesgebiet aufgehalten haben;

2. sich seit mindestens zwei Jahren ununterbrochen im Bundesgebiet aufgehalten haben und ihre Erwerbstatigkeit
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infolge einer dauernden Arbeitsunfahigkeit aufgeben, wobei die Voraussetzung der Aufenthaltsdauer entfallt, wenn die
Arbeitsunfahigkeit durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit eingetreten ist, auf Grund derer ein Anspruch
auf Pension besteht, die ganz oder teilweise zu Lasten eines 6sterreichischen Pensionsversicherungstragers geht, oder

3. drei Jahre ununterbrochen im Bundesgebiet erwerbstatig und aufhaltig waren und anschlieBend in einem
anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union erwerbstatig sind, ihren Wohnsitz im Bundesgebiet beibehalten und in
der Regel mindestens einmal in der Woche dorthin zurtickkehren;

Far den Erwerb des Rechts nach den Z 1 und 2 gelten die Zeiten der Erwerbstatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat
der Europdischen Union als Zeiten der Erwerbstatigkeit im Bundesgebiet. Zeiten gemald 8 51 Abs. 2 sind bei der
Berechnung der Fristen zu bertcksichtigen. Soweit der Ehegatte oder eingetragene Partner des EWR-Blrgers die
Osterreichische Staatsbirgerschaft besitzt oder diese nach EheschlieRung oder Begrindung der eingetragenen
Partnerschaft mit dem EWR-Burger verloren hat, entfallen die Voraussetzungen der Aufenthaltsdauer und der Dauer
der Erwerbstatigkeit in Z 1 und 2.FUr den Erwerb des Rechts nach den Ziffer eins und 2 gelten die Zeiten der
Erwerbstatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat der Europadischen Union als Zeiten der Erwerbstatigkeit im
Bundesgebiet. Zeiten gemald Paragraph 51, Absatz 2, sind bei der Berechnung der Fristen zu berticksichtigen. Soweit
der Ehegatte oder eingetragene Partner des EWR-BUrgers die Osterreichische Staatsbirgerschaft besitzt oder diese
nach EheschlieBung oder Begriindung der eingetragenen Partnerschaft mit dem EWR-Biirger verloren hat, entfallen die
Voraussetzungen der Aufenthaltsdauer und der Dauer der Erwerbstatigkeit in Ziffer eins und 2,

(4) EWR-BUrger, die Angehorige von unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Biirgern gemal § 51 Abs. 1 Z 1 sind,
erwerben ebenfalls das Daueraufenthaltsrecht, wenn der zusammenfihrende EWR-Biirger das Daueraufenthaltsrecht
gemal Abs. 3 vorzeitig erworben hat oder vor seinem Tod erworben hatte, sofern sie bereits bei Entstehung seines
Daueraufenthaltsrechtes bei dem EWR-BUrger ihren standigen Aufenthalt hatten.(4) EWR-BUrger, die Angehdrige von
unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-BUrgern gemaR Paragraph 51, Absatz eins, Ziffer eins, sind, erwerben
ebenfalls das Daueraufenthaltsrecht, wenn der zusammenfihrende EWR-Burger das Daueraufenthaltsrecht gemaR
Absatz 3, vorzeitig erworben hat oder vor seinem Tod erworben hatte, sofern sie bereits bei Entstehung seines
Daueraufenthaltsrechtes bei dem EWR-Blirger ihren standigen Aufenthalt hatten.

(5) Ist der EWR-Burger gemal3 § 51 Abs. 1 Z 1 im Laufe seines Erwerbslebens verstorben, bevor er gemaR Abs. 3 das
Recht auf Daueraufenthalt erworben hat, so erwerben seine Angehorigen, die selbst EWR-Burger sind und die zum
Zeitpunkt seines Todes bei ihm ihren standigen Aufenthalt hatten, das Daueraufenthaltsrecht, wenn(5) Ist der EWR-
Burger gemal Paragraph 51, Absatz eins, Ziffer eins, im Laufe seines Erwerbslebens verstorben, bevor er gemaf
Absatz 3, das Recht auf Daueraufenthalt erworben hat, so erwerben seine Angehdrigen, die selbst EWR-Blrger sind
und die zum Zeitpunkt seines Todes bei ihm ihren sténdigen Aufenthalt hatten, das Daueraufenthaltsrecht, wenn

1. sich der EWR-BUrger zum Zeitpunkt seines Todes seit mindestens zwei Jahren im Bundesgebiet ununterbrochen
aufgehalten hat;

2. der EWR-Burger infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit verstorben ist, oder

3. der Uberlebende Ehegatte oder eingetragene Partner die Osterreichische Staatsangehorigkeit nach
EheschlieBung oder Begriindung der eingetragenen Partnerschaft mit dem EWR-BUrger verloren hat.

Der mit ,Aufenthaltsrecht fir Angehorige von EWR-Blrgern” betitelte§ 52 NAG lautet:Der mit ,Aufenthaltsrecht fur
Angehorige von EWR-BUrgern” betitelte Paragraph 52, NAG lautet:

.8 52. (1) Auf Grund der Freizlgigkeitsrichtlinie sind EWR-Blrger, die Angehorige von unionsrechtlich
aufenthaltsberechtigten EWR-BUrgern (88 51 und 53a) sind, zum Aufenthalt fir mehr als drei Monate berechtigt, wenn
sie,8 52. (1) Auf Grund der Freizlgigkeitsrichtlinie sind EWR-Burger, die Angehdrige von unionsrechtlich
aufenthaltsberechtigten EWR-BUrgern (Paragraphen 51 und 53 a) sind, zum Aufenthalt fur mehr als drei Monate
berechtigt, wenn sie

1.  Ehegatte oder eingetragener Partner sind;

2. Verwandter des EWR-BUrgers, seines Ehegatten oder eingetragenen Partners in gerader absteigender Linie bis
zur Vollendung des 21. Lebensjahres und daruber hinaus sind, sofern ihnen von diesen Unterhalt tatsachlich gewahrt
wird;
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3. Verwandter des EWR-BUrgers, seines Ehegatten oder eingetragenen Partners in gerader aufsteigender Linie sind,
sofern ihnen von diesen Unterhalt tatsachlich gewahrt wird;

4.  Lebenspartner sind, der das Bestehen einer dauerhaften Beziehung nachweist, oder

5.  sonstige Angehorige des EWR-Burgers sind,

a) dievom EWR-Btirger bereits im Herkunftsstaat Unterhalt tatsachlich bezogen haben,

b)  die mit dem EWR-BUrger bereits im Herkunftsstaat in hauslicher Gemeinschaft gelebt haben, oder

c) beidenen schwerwiegende gesundheitliche Grinde die personliche Pflege zwingend erforderlich machen.

(2) Der Tod des zusammenfihrenden EWR-BUrgers, sein nicht bloR voribergehender Wegzug aus dem Bundesgebiet,
die Scheidung oder Aufhebung der Ehe sowie die Auflésung der eingetragenen Partnerschaft mit ihm berthren nicht
das Aufenthaltsrecht seiner Angehorigen gemald Abs. 1.(2) Der Tod des zusammenfihrenden EWR-BUrgers, sein nicht
blol3 voribergehender Wegzug aus dem Bundesgebiet, die Scheidung oder Aufhebung der Ehe sowie die Auflosung
der eingetragenen Partnerschaft mit ihm bertihren nicht das Aufenthaltsrecht seiner Angehérigen gemaR Absatz eins,

Der mit ,Nichtbestehen, Fortbestand und Uberpriifung des Aufenthaltsrechts fir mehr als drei Monate” betitelte§ 55
NAG lautet:Der mit ,Nichtbestehen, Fortbestand und Uberpriifung des Aufenthaltsrechts fiir mehr als drei Monate”
betitelte Paragraph 55, NAG lautet:

.8 55. (1) EWR-Burgern und ihren Angehdrigen kommt das Aufenthaltsrecht gemaf3 88 51, 52, 53 und 54 zu, solange die
dort genannten Voraussetzungen erfullt sind.,8 55. (1) EWR-Birgern und ihren Angehdrigen kommt das
Aufenthaltsrecht gemald Paragraphen 51, 52, 53 und 54 zu, solange die dort genannten Voraussetzungen erfullt sind.

(2) Der Fortbestand der Voraussetzungen kann bei einer Meldung gemalRR 88 51 Abs. 3 und 54 Abs. 6 oder aus
besonderem Anlass wie insbesondere Kenntnis der Behérde vom Tod des unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten
EWR-Biirgers oder einer Scheidung Uberpruft werden.(2) Der Fortbestand der Voraussetzungen kann bei einer
Meldung gemal Paragraphen 51, Absatz 3 und 54 Absatz 6, oder aus besonderem Anlass wie insbesondere Kenntnis
der Behorde vom Tod des unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Blrgers oder einer Scheidung Uberpruft

werden.

(3) Besteht das Aufenthaltsrecht gemal3 88 51, 52 und 54 nicht, weil eine Gefdhrdung aus Grinden der 6ffentlichen
Ordnung oder Sicherheit vorliegt, die Nachweise nach § 53 Abs. 2 oder 8§ 54 Abs. 2 nicht erbracht werden oder die
Voraussetzungen fur dieses Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr vorliegen, hat die Behdrde den Betroffenen hievon
schriftlich in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, dass das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich
einer moéglichen Aufenthaltsbeendigung befasst wurde. Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl ist unverztglich,
spatestens jedoch gleichzeitig mit der Mitteilung an den Antragsteller, zu befassen. Dies gilt nicht in einem Fall gemal §
54 Abs. 7. Wahrend eines Verfahrens zur Aufenthaltsbeendigung ist der Ablauf der Frist gemaR§ 8 VwGVG
gehemmt.(3) Besteht das Aufenthaltsrecht gemaR Paragraphen 51, 52 und 54 nicht, weil eine Gefdhrdung aus
Grinden der offentlichen Ordnung oder Sicherheit vorliegt, die Nachweise nach Paragraph 53, Absatz 2, oder
Paragraph 54, Absatz 2, nicht erbracht werden oder die Voraussetzungen flr dieses Aufenthaltsrecht nicht oder nicht
mehr vorliegen, hat die Behdérde den Betroffenen hievon schriftlich in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, dass
das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich einer méglichen Aufenthaltsbeendigung befasst wurde. Das
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl ist unverziglich, spatestens jedoch gleichzeitig mit der Mitteilung an den
Antragsteller, zu befassen. Dies gilt nicht in einem Fall gemal Paragraph 54, Absatz 7, Wahrend eines Verfahrens zur
Aufenthaltsbeendigung ist der Ablauf der Frist gemal3 Paragraph 8, VwWGVG gehemmt.

(4) Unterbleibt eine Aufenthaltsbeendigung (8 9 BFA-VG), hat das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl dies der
Behorde mitzuteilen. Sofern der Betroffene nicht bereits Uber eine gtiltige Dokumentation verflgt, hat die Behorde in
diesem Fall die Dokumentation des Aufenthaltsrechts unverziglich vorzunehmen oder dem Betroffenen einen
Aufenthaltstitel zu erteilen, wenn dies nach diesem Bundesgesetz vorgesehen ist.(4) Unterbleibt eine
Aufenthaltsbeendigung (Paragraph 9, BFA-VG), hat das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl dies der Behdrde
mitzuteilen. Sofern der Betroffene nicht bereits Uber eine gultige Dokumentation verfugt, hat die Behdrde in diesem
Fall die Dokumentation des Aufenthaltsrechts unverziglich vorzunehmen oder dem Betroffenen einen Aufenthaltstitel
zu erteilen, wenn dies nach diesem Bundesgesetz vorgesehen ist.
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(5) Unterbleibt eine Aufenthaltsbeendigung von Drittstaatsangehorigen, die Angehorige sind, aber die
Voraussetzungen nicht mehr erfullen, ist diesen Angehdrigen ein Aufenthaltstitel ,Rot-Wei3-Rot - Karte plus”

quotenfrei zu erteilen.”

GemalR§ 31 Abs. 1 Z 2 FPG halten sich Fremde rechtmdfRig im Bundesgebiet auf, wenn sie auf Grund einer
Aufenthaltsberechtigung oder einer Dokumentation des Aufenthaltsrechtes nach dem Niederlassungs- und
Aufenthaltsgesetz zur Niederlassung oder zum Aufenthalt oder auf Grund einer Verordnung fur Vertriebene zum
Aufenthalt berechtigt sind.Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, Ziffer 2, FPG halten sich Fremde rechtmafRig im
Bundesgebiet auf, wenn sie auf Grund einer Aufenthaltsberechtigung oder einer Dokumentation des
Aufenthaltsrechtes nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz zur Niederlassung oder zum Aufenthalt oder auf

Grund einer Verordnung far Vertriebene zum Aufenthalt berechtigt sind.
3.1.3. Der Beschwerde gegen den Bescheid des BFA war aus folgenden Griinden stattzugeben:

Der BF hdlt sich seit 17.08.2021 durchgehend in Osterreich auf und geht seit 13.08.2021 beinahe durchgehend
Erwerbstatigkeiten in Osterreich nach. Demzufolge kommt dem BF gemaR § 51 Abs. 1 Z1 NAG ein unionsrechtliches
Aufenthaltsrecht zu.Der BF hilt sich seit 17.08.2021 durchgehend in Osterreich auf und geht seit 13.08.2021 beinahe
durchgehend Erwerbstétigkeiten in Osterreich nach. Demzufolge kommt dem BF gemaR Paragraph 51, Absatz eins, Z1

NAG ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht zu.

Gegen den BF als grundsatzlich unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Burger, der mangels mehr als 5 Jahre
durchgehenden Aufenthalts in Osterreich kein unionsrechtliches Daueraufenthaltsrecht iSd. &8 53a NAG erworben hat,
ist die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme gemal’ 8 66 Abs. 1 erster Satzteil FPG iVm. 8 55 Abs. 3 NAG
oder 8 67 Abs. 1 erster und zweiter Satz FPG (Ausweisung und Aufenthaltsverbot) sohin nur zuldssig, wenn aufgrund
des personlichen Verhaltens des BF davon ausgegangen werden kann, dass die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit
der Republik Osterreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet tatsichlich, gegenwartig und erheblich gefahrdet
wurde. Strafrechtliche Verurteilungen allein kdnnen nicht ohne weiteres diese MaBnahme begriinden. Vom Einzelfall
losgeldste oder auf Generalpravention verweisende Begriindungen sind nicht zuldssig. Gegen den BF als grundsatzlich
unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Blrger, der mangels mehr als 5 Jahre durchgehenden Aufenthalts in
Osterreich kein unionsrechtliches Daueraufenthaltsrecht iSd. Paragraph 53 a, NAG erworben hat, ist die Erlassung
einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme gemald Paragraph 66, Absatz eins, erster Satzteil FPG in Verbindung mit
Paragraph 55, Absatz 3, NAG oder Paragraph 67, Absatz eins, erster und zweiter Satz FPG (Ausweisung und
Aufenthaltsverbot) sohin nur zuldssig, wenn aufgrund des persdnlichen Verhaltens des BF davon ausgegangen werden
kann, dass die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit der Republik Osterreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet
tatsachlich, gegenwartig und erheblich gefdhrdet wirde. Strafrechtliche Verurteilungen allein kénnen nicht ohne
weiteres diese MaBnahme begrinden. Vom Einzelfall losgeloste oder auf Generalpravention verweisende
Begrindungen sind nicht zulassig.

.Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Erstellung der fur jedes Aufenthaltsverbot
zu treffenden Gefdhrdungsprognose das Gesamtverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und auf Grund
konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche Umstande die jeweils
anzuwendende Gefahrdungsannahme gerechtfertigt ist. Dabei ist nicht auf die blo3e Tatsache der Verurteilung bzw.
Bestrafung des Fremden, sondern auf die Art und Schwere der zu Grunde liegenden Straftaten und auf das sich daraus
ergebende Personlichkeitsbild abzustellen. Bei der nach § 67 Abs. 1 FPG zu erstellenden Gefahrdungsprognose geht
schon aus dem Gesetzeswortlaut klar hervor, dass auf das "persénliche Verhalten" des Fremden abzustellen ist und
strafrechtliche Verurteilungen allein nicht ohne weiteres ein Aufenthaltsverbot begriinden kdnnen (vgl. - noch zu § 86
FPG in der Fassung vor dem FrAG 2011, der Vorgédngerbestimmung des8 67 FPG - etwa die hg. Erkenntnisse vom 26.
September 2007, Zahl2007/21/0197 und vom 21. Februar 2013, Zahl2012/23/0042" sowie 25.04.2014, Ro
2014/21/0039).,Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der Erstellung der fur jedes
Aufenthaltsverbot zu treffenden Gefahrdungsprognose das Gesamtverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und
auf Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche Umstande
die jeweils anzuwendende Gefdhrdungsannahme gerechtfertigt ist. Dabei ist nicht auf die bloRe Tatsache der
Verurteilung bzw. Bestrafung des Fremden, sondern auf die Art und Schwere der zu Grunde liegenden Straftaten und
auf das sich daraus ergebende Personlichkeitsbild abzustellen. Bei der nach Paragraph 67, Absatz eins, FPG zu
erstellenden Gefahrdungsprognose geht schon aus dem Gesetzeswortlaut klar hervor, dass auf das "personliche
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Verhalten" des Fremden abzustellen ist und strafrechtliche Verurteilungen allein nicht ohne weiteres ein
Aufenthaltsverbot begriinden kénnen vergleiche - noch zu Paragraph 86, FPG in der Fassung vor dem FrAG 2011, der
Vorgangerbestimmung des Paragraph 67, FPG - etwa die hg. Erkenntnisse vom 26. September 2007, Zahl
2007/21/0197 und vom 21. Februar 2013, Zahl2012/23/0042" sowie 25.04.2014, Ro 2014/21/0039).

Zudem gilt es festzuhalten, dass die fremdenpolizeilichen Beurteilungen eigenstandig und unabhangig von den die des
Strafgerichts fur die Strafbemessung, die bedingte Strafnachsicht und den Aufschub des Strafvollzugs betreffenden
Erwagungen zu treffen sind (vgl. Erkenntnis des VwGH v. 6 Juli 2010, Zahl 2010/22/0096) und es bei der Erlassung eines
Aufenthaltsverbotes/Einreiseverbotes in keiner Weise um eine Beurteilung der Schuld des Fremden an seinen
Straftaten und auch nicht um eine Bestrafung geht (vgl. Erkenntnis des VwGH vom 8. Juli 2004, Zahl
2001/21/0119).Zudem gilt es festzuhalten, dass die fremdenpolizeilichen Beurteilungen eigenstandig und unabhangig
von den die des Strafgerichts fur die Strafbemessung, die bedingte Strafnachsicht und den Aufschub des Strafvollzugs
betreffenden Erwagungen zu treffen sind vergleiche Erkenntnis des VWGH v. 6.Juli 2010, Zahl 2010/22/0096) und es bei
der Erlassung eines Aufenthaltsverbotes/Einreiseverbotes in keiner Weise um eine Beurteilung der Schuld des
Fremden an seinen Straftaten und auch nicht um eine Bestrafung geht vergleiche Erkenntnis des VwGH vom 8. Juli
2004, Zahl 2001/21/0119).

3.1.4. GemaR Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer
Wohnung und ihres Briefverkehrs.3.1.4. Gemal Artikel 8, Absatz eins, EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung

ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung und ihres Briefverkehrs.

Gemald Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer offentlichen Behdrde in die Auslibung dieses Rechts nur statthaft,
insoweit ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft
far die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung
der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum
Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.Gemal3 Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer
offentlichen Behorde in die Austbung dieses Rechts nur statthaft, insoweit ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und
eine MalBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe
und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten
anderer notwendig ist.

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann ein
ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1
EMRK vorliegen. Daher muss Uberpruft werden, ob die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung
des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt:Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme,
wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des
Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Artikel 8, Absatz eins, EMRK vorliegen. Daher muss Uberprift werden, ob
die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden
darstellt:

Die Zulassigkeit einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme, insbesondere die gegenstandlichen Ruckkehrentscheidung,
setzt nach§ 9 Abs. 1 BFA-VG unter dem dort genannten Gesichtspunkt eines Eingriffs in das Privat- und/oder
Familienleben voraus, dass ihre Erlassung zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten
ist (vgl. VWGH vom 12.11.2015, ZI.Ra 2015/21/0101).Die Zulassigkeit einer aufenthaltsbeendenden Malinahme,
insbesondere die gegenstandlichen Rickkehrentscheidung, setzt nach Paragraph 9, Absatz eins, BFA-VG unter dem
dort genannten Gesichtspunkt eines Eingriffs in das Privat- und/oder Familienleben voraus, dass ihre Erlassung zur
Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten Ziele dringend geboten ist vergleiche VwGH vom 12.11.2015, ZI.
Ra 2015/21/0101).

Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und ZI.B 1150/07,
dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das 6ffentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung gegen
die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am MaRstab des Art. 8 EMRK
abzuwéagen, wenn sie eine Ausweisung verfligt. In den zitierten Entscheidungen wurden vom VfGH auch
unterschiedliche - in der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) fallbezogen
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entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung zu beachten
sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fuhren kénnen, dass Art. 8 EMRK einer Ausweisung
entgegensteht:Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und
Z1.B 1150/07, dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das offentliche Interesse an der
Aufenthaltsbeendigung gegen die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am
MaRstab des Artikel 8, EMRK abzuwdagen, wenn sie eine Ausweisung verfligt. In den zitierten Entscheidungen wurden
vom VfGH auch unterschiedliche - in der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR)
fallbezogen entwickelte - Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung
zu beachten sind und als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu flhren kénnen, dass Artikel 8, EMRK einer
Ausweisung entgegensteht:

. die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknilpft wird (EGMR 31.01.2006,
Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, OJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, ZI. 11103/03,
NVwZ 2005, 1046),

. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81,
EuGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99, OJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, ZI. 21830/93, OJZ 1998,
271) und dessen Intensitat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00), * das tatsdchliche Bestehen eines Familienlebens
(EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EUGRZ 1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99,
0JZ 2003, 344; 22.04.1997, rémisch zehn, Y und Z, ZI. 21830/93, OJZ 1998, 271) und dessen Intensitit (EGMR
02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00),

. die Schutzwtirdigkeit des Privatlebens,

. den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und dhnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582;
09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EUGRZ 2006, 554; vgl. auch
VwGH 05.07.2005, ZI. 2004/21/0124; 11.10.2005, ZI.2002/21/0124), « den Grad der Integration des Fremden, der sich in
intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschéftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert
vergleiche EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582; 09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006,
560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EUGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH 05.07.2005, ZI. 2004/21/0124;
11.10.2005, ZI. 2002/21/0124),

. die Bindungen zum Heimatstaat,

. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch Versté3e gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie* die
strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch VerstéRBe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung vergleiche zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie

. auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, ZI.
44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, 0)Z 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07).

Nach der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte (EGMR) sind die Staaten im Hinblick
auf das internationale Recht und ihre vertraglichen Verpflichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt und die
Ausweisung von Fremden zu Uberwachen (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80 ua, EuGRZ 1985, 567;
21.10.1997, Bouijlifa, ZI. 25404/94; 18.10.2006, Uner, ZI. 46410/99; 23.06.2008 [GK], Maslov, 1638/03; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07). Die EMRK garantiert Auslandern kein Recht auf Einreise, Aufenthalt und Einbilrgerung in
einem bestimmten Staat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09).

Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein
Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden Fallen
einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begrindet keine generelle Verpflichtung fur den Staat,


https://www.jusline.at/entscheidung/587
https://www.jusline.at/entscheidung/588
https://www.jusline.at/entscheidung/35394
https://www.jusline.at/entscheidung/34673
https://www.jusline.at/entscheidung/35394
https://www.jusline.at/entscheidung/34673

Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenfihrungen zuzulassen. Jedoch hangt in
Fallen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehdrigen
von ihm Staat Ansassigen Aufenthalt zu gewdhren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem
Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmal3 des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der
Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat uniberwindbare Hindernisse fir das Familienleben
bestehen, sowie ob Griinde der Einwanderungskontrolle oder Erwagungen zum Schutz der 6ffentlichen Ordnung fur
eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begrindung
wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern
bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefallen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012,
Antwi u.a., ZI. 26940/10).Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Artikel 8, EMRK garantierten Rechte
muss der Staat ein Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er
in beiden Fallen einen gewissen Ermessensspielraum hat. Artikel 8, EMRK begriindet keine generelle Verpflichtung fur
den Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenfihrungen zuzulassen. Jedoch
hangt in Fallen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung,
Familienangehorigen von ihm Staat Ansdssigen Aufenthalt zu gewahren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen
und dem Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das AusmaR des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang
der Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat uniberwindbare Hindernisse fir das
Familienleben bestehen, sowie ob Griinde der Einwanderungskontrolle oder Erwagungen zum Schutz der &ffentlichen
Ordnung fur eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen
Begrindung wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroffenen Personen ungewiss und dies den
Familienmitgliedern bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefallen eine Verletzung von Artikel 8, EMRK
bedeuten (EGMR 31.07.2008, Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo
Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012, Antwi u.a., ZI. 26940/10).

»Nach § 66 Abs. 2 FrPolG 2005 und§ 9 BFA-VG 2014 ist bei Erlassung einer auf § 66 FrPolG 2005 gestlitzten Ausweisung
eine Abwagung des 6ffentlichen Interesses an der Beendigung des Aufenthalts des EWR-BUrgers mit dessen Interesse
an einem Verbleib in Osterreich vorzunehmen, bei der insbesondere die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts im
Bundesgebiet, das Alter, der Gesundheitszustand, die familidre und wirtschaftliche Lage, die soziale und kulturelle
Integration im Bundesgebiet und das AusmaR der Bindungen zum Heimatstaat sowie die Frage der strafgerichtlichen
Unbescholtenheit zu bericksichtigen sind.” ,Nach Paragraph 66, Absatz 2, FrPolG 2005 und Paragraph 9, BFA-VG 2014
ist bei Erlassung einer auf Paragraph 66, FrPolG 2005 gestitzten Ausweisung eine Abwagung des offentlichen
Interesses an der Beendigung des Aufenthalts des EWR-Biirgers mit dessen Interesse an einem Verbleib in Osterreich
vorzunehmen, bei der insbesondere die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts im Bundesgebiet, das Alter, der
Gesundheitszustand, die familidre und wirtschaftliche Lage, die soziale und kulturelle Integration im Bundesgebiet und
das Ausmall der Bindungen zum Heimatstaat sowie die Frage der strafgerichtlichen Unbescholtenheit zu
berucksichtigen sind.”

Ein Gesinnungswandel eines Straftaters ist grundsatzlich daran zu messen, ob und wie lange er sich - nach dem Vollzug
einer Haftstrafe - in Freiheit wohlverhalten hat. Dieser Zeitraum ist nach den Grundsatzen der Judikatur umso langer
anzusetzen, je nachdricklicher sich die Gefahrlichkeit des Fremden - etwa in Hinblick auf das der strafgerichtlichen
Verurteilung zu Grunde liegende Verhalten oder einen raschen Ruckfall - manifestiert hat (vgl. zum Ganzen VwGH
26.4.2018, Ra 2018/21/0027, mwN sowie 26.06.2019, Ra 2019/21/0118)Ein Gesinnungswandel eines Straftaters ist
grundsatzlich daran zu messen, ob und wie lange er sich - nach dem Vollzug einer Haftstrafe - in Freiheit wohlverhalten
hat. Dieser Zeitraum ist nach den Grundsatzen der Judikatur umso langer anzusetzen, je nachdricklicher sich die
Gefahrlichkeit des Fremden - etwa in Hinblick auf das der strafgerichtlichen Verurteilung zu Grunde liegende Verhalten
oder einen raschen Ruckfall - manifestiert hat vergleiche zum Ganzen VwGH 26.4.2018, Ra 2018/21/0027, mwN sowie
26.06.2019, Ra 2019/21/0118).

3.1.5. Der BF wurde mit Urteil des LG XXXX wegen des Vergehens des Diebstahls durch Einbruch zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 6 Monaten verurteilt.3.1.5. Der BF wurde mit Urteil des LG romisch 40 wegen des Vergehens des
Diebstahls durch Einbruch zu einer bedingten Freiheitsstrafe von 6 Monaten verurteilt.

So hat er einen Gartenzaun Uberstiegen, ist in weiterer Folge durch eine offene Tur in die Kiche seines Opfers
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eingedrungen und nahm die sich am Kuchentisch befindlichen € 15,00 an sich. Der BF lieR sich im Ergebnis von
baulichen Sperren, hier einem 1,20 Meter hohen Maschendrahtzaun, nicht daran hindern, in Privatbereiche anderer
einzudringen und den Besitzern deren Bargeld wegzunehmen, was eine gewisse Neigung zu strafbarem Verhalten
beim BF aufzuzeigen vermag.

Demgegenuber ist im gegenstandlichen Fall zu bertcksichtigen, dass sich der BF seit 18.07.2021 durchgehend im
Bundesgebiet aufhalt und mit seiner ebenfalls erwerbstatigen und aufenthaltsberechtigten LG im gemeinsamen
Haushalt lebt, sich seit seiner letzten Tat nichts zu Schulden hat kommen lassen und erstmals strafrechtlich in
Erscheinung trat.

Das die offentlichen Interessen verletzende Verhalten des BF erweist sich vorliegend, gemessen am tatsachlich
entstandenen Schaden, der vom Strafgericht ausgesprochenen niedrigen - nur ein Sechstel der Hochststrafe von drei
Jahren (vgl.8 129 Abs. 1 StGB) ausmachenden - und der bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe sowie des
Unrechtsgehalts der konkreten Tat als nicht derart schwerwiegend, dass es die Schwelle der Erheblichkeit iSd. § 67 Abs.
1 erster und zweiter Satz FPG bzw. § 66 erster Satzteil FPG erreichte. Zudem kann dem BF vor dem Hintergrund seiner
erstmaligen Verurteilung, seit dem bisherigen Wohlverhalten, der ausgelbten Erwerbstatigkeiten und der
Lebensgemeinschaft in Osterreich eine positive Zukunftsprognose erstellt werden, sodass es letztlich auch an der
geforderten Gegenwartigkeit der Gefahrdung offentlicher Interessen mangelt. Wie die bedingte Strafnachsicht
erkennen lasst, ging auch das Strafgericht davon aus, dass der BF allein durch die Androhung des Vollzuges einer
Freiheitsstrafe im Falle einer neuerlichen Rechtsverletzung von einem Ruckfall abgehalten werden kénne, was die
zuvor dargelegte Annahme hinsichtlich der fehlenden gegenwartigen Gefahrdung stitzt. Das die o6ffentlichen
Interessen verletzende Verhalten des BF erweist sich vorliegend, gemessen am tatsachlich entstandenen Schaden, der
vom Strafgericht ausgesprochenen niedrigen - nur ein Sechstel der Héchststrafe von drei Jahren vergleiche Paragraph
129, Absatz eins, StGB) ausmachenden - und der bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe sowie des Unrechtsgehalts
der konkreten Tat als nicht derart schwerwiegend, dass es die Schwelle der Erheblichkeit iSd. Paragraph 67, Absatz
eins, erster und zweiter Satz FPG bzw. Paragraph 66, erster Satzteil FPG erreichte. Zudem kann dem BF vor dem
Hintergrund seiner erstmaligen Verurteilung, seit dem bisherigen Wohlverhalten, der ausgelbten Erwerbstatigkeiten
und der Lebensgemeinschaft in Osterreich eine positive Zukunftsprognose erstellt werden, sodass es letztlich auch an
der geforderten Gegenwartigkeit der Gefahrdung offentlicher Interessen mangelt. Wie die bedingte Strafnachsicht
erkennen lasst, ging auch das Strafgericht davon aus, dass der BF allein durch die Androhung des Vollzuges einer
Freiheitsstrafe im Falle einer neuerlichen Rechtsverletzung von einem Ruckfall abgehalten werden kénne, was die
zuvor dargelegte Annahme hinsichtlich der fehlenden gegenwartigen Gefahrdung stutzt.

Das Verwaltungsgericht verkennt keinesfalls, dass das vom BF gezeigte Verhalten eine Gefahrdung offentlicher
Interessen bewirkt hat und an der Verhinderung von Straftaten, insbesondere von Gewalt- und Eigentumskriminalitat
(vgl. VWGH 22.11.2017, Ra 2017/19/0474) ein groRes offentliches Interesse besteht. Dennoch kommt es im konkreten
Fall zum Schluss, dass sich die Verhangung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme, wie eine Ausweisung oder ein
Aufenthaltsverbot (vgl. VwGH 29.09.2020,Ra 2020/21/0196: wonach eine Ausweisung als Teil eines
Aufenthaltsverbotes, das aus einer Ausreiseverpflichtung und der Verpflichtung besteht, innerhalb des festgelegten
Zeitraums (oder auf Dauer) nicht zurtickzukehren, gegentber dem Aufenthaltsverbot nicht ein Aliud, sondern ein
Minus darstellt, und bei Verneinung des Vorliegens der Voraussetzungen fur die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes
gegenlUber dem Fremden somit die Prifung des Vorliegens der Tatbestandserfordernisse fiir die Erlassung einer (von
der erstinstanzlichen Entscheidung des BFA umfassten Ausweisung nach § 66 FrPolG 2005 nach sich zu ziehen habe)),
nach erfolgter Abwagung einander widerstreitender 6ffentlicher und privater Interessen - selbst unter Beachtung des
Bestehens kernfamilidarer Anknupfungspunkte im Herkunftsstaat - auch unter BerUcksichtigung von Art 8 EMRK als
nicht zulassig erweist.Das Verwaltungsgericht verkennt keinesfalls, dass das vom BF gezeigte Verhalten eine
Gefahrdung offentlicher Interessen bewirkt hat und an der Verhinderung von Straftaten, insbesondere von Gewalt-
und Eigentumskriminalitat vergleiche VwWGH 22.11.2017, Ra 2017/19/0474) ein groRes oOffentliches Interesse besteht.
Dennoch kommt es im konkreten Fall zum Schluss, dass sich die Verhangung einer aufenthaltsbeendenden
MaBnahme, wie eine Ausweisung oder ein Aufenthaltsverbot vergleiche VwGH 29.09.2020, Ra 2020/21/0196: wonach
eine Ausweisung als Teil eines Aufenthaltsverbotes, das aus einer Ausreiseverpflichtung und der Verpflichtung besteht,
innerhalb des festgelegten Zeitraums (oder auf Dauer) nicht zurtickzukehren, gegenliiber dem Aufenthaltsverbot nicht
ein Aliud, sondern ein Minus darstellt, und bei Verneinung des Vorliegens der Voraussetzungen fur die Erlassung eines
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Aufenthaltsverbotes gegentber dem Fremden somit die Prifung des Vorliegens der Tatbestandserfordernisse fur die
Erlassung einer (von der erstinstanzlichen Entscheidung des BFA umfassten Ausweisung nach Paragraph 66, FrPolG
2005 nach sich zu ziehen habe)), nach erfolgter Abwagung einander widerstreitender o6ffentlicher und privater
Interessen - selbst unter Beachtung des Bestehens kernfamilidarer Anknipfungspunkte im Herkunftsstaat - auch unter
Bertcksichtigung von Artikel 8, EMRK als nicht zuldssig erweist.

Im Ergebnis ist der Beschwerde sohin stattzugeben, und, weil mit der Behebung des Aufenthaltsverbotes, der dem
Ausspruch Uber die Zuerkennung eines Durchsetzungsaufschubes iSd. § 70 Abs. 3 FPG notwendige rechtliche Boden
entzogen ist, der angefochtene Bescheid zur Ganze aufzuheben. Im Ergebnis ist der Beschwerde sohin stattzugeben,
und, weil mit der Behebung des Aufenthaltsverbotes, der dem Ausspruch Uber die Zuerkennung eines
Durchsetzungsaufschubes iSd. Paragraph 70, Absatz 3, FPG notwendige rechtliche Boden entzogen ist, der
angefochtene Bescheid zur Ganze aufzuheben.

3.2. Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint, konnte gemaR § 21 Abs. 7
BFA VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint, konnte gemdaR Paragraph 21, Absatz 7, BFA VG eine mindliche Verhandlung
unterbleiben.

Im gegenstandlichen Fall ist dem angefochtenen Bescheid ein umfassendes Ermittlungsverfahren durch die belangte
Behorde vorangegangen. Fir eine Mangelhaftigkeit des Verfahrens ergeben sich aus der Sicht des
Bundesverwaltungsgerichtes keinerlei Anhaltspunkte. Vielmehr wurde den Grundsatzen der Amtswegigkeit, der freien
Beweiswirdigung, der Erforschung der materiellen Wahrheit und des Parteiengehdrs entsprochen. So ist die belangte
Behorde ihrer Ermittlungspflicht hinreichend nachgekommen. Der entscheidungswesentliche Sachverhalt wurde nach
Durchfiihrung eines ordnungsgemaRBen Ermittlungsverfahrens unter schlissiger Beweiswirdigung der belangten
Behorde festgestellt und es wurde in der Beschwerde auch kein dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens der
belangten Behorde entgegenstehender oder daruber hinaus gehender Sachverhalt in konkreter und substantiierter
Weise behauptet.

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die
Durchfihrung einer mdindlichen Verhandlung beim Bundesverwaltungsgericht gemaR§ 21 Abs. 7 BFA-VG
unterbleiben, weil der maRgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde samt Ergdnzung
geklart war. Was das Vorbringen des BF in der Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues bzw. kein
ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen, welches die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung notwendig
gemacht hatte.Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall
die Durchfuihrung einer mindlichen Verhandlung beim Bundesverwaltungsgericht gemaR Paragraph 21, Absatz 7, BFA-
VG unterbleiben, weil der maRgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde samt
Erganzung geklart war. Was das Vorbringen des BF in der Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein neues bzw.
kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen, welches die Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung
notwendig gemacht hatte.

Zu Spruchteil B): Unzuldssigkeit der Revision:

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemal} Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/70
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1985_10_0/1985_10_0.pdf

vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.Die Revision gegen die
gegenstandliche Entscheidung ist gemal? Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich
zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage
vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht

worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeflihrte Judikatur des VwWGH ist zwar zu friiheren Rechtslagen ergangen, sie
ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der

nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Ubertragbar.

’

Schlagworte

Aufenthaltsverbot Behebung der Entscheidung EU-Burger Interessenabwagung Privat- und Familienleben
strafrechtliche Verurteilung VerhaltnismaRigkeit Voraussetzungen Wegfall der Griinde
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2023:G307.2265868.1.00
Im RIS seit

21.06.2023
Zuletzt aktualisiert am

21.06.2023

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2023/4/11 G307 2265868-1
	JUSLINE Entscheidung


